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ui ZR 134/83 BESCHLUSS

in der Baulandsache

betreffend das Grundstück Gemarkung GJBHHH0, Flur 
Flurstück , •§3/55 und & & /50 , an dem beteiligt sind:

1 Günter K 
JfllBstraße 2,

2.
2,

3. Gerd K
istraße 71,

Verfahrensbevollmächtigter:

Antragsteller und Revisions 
gegner,
Rechtsanwalt Dr.

4. Stadt B
vertreten^ctorch den Oberstadtdirektor, Stadthaus,

- Verfahrensbevollmächtigter:

Antragsgegnerin und 
Revisionsführerin,
Rechtsanwalt Dr.

5. der Regierungspräsident in K M B  ZflBHpstraße H(ĵ 1 ,
als Enteignungsbehörde,

die ellschaft Nordrhein-Westfalen (NRW)
Bez. Stelle B M ,  l W H l H H H i  Allee B ^ l ,

Enteignungsbegünstigte
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Krohn 
und die Richter Kroner, Boujong, Dr. Engelhardt 
und Dr. Werp 
am 18. Oktober 1984
gemäß § 554 b Abs. 1 ZPO in der Auslegung durch das 
Bundesverfassungsgericht (Beschluß vom 11. Juni 1980 - 
1 PBvU 1/79 - NJW 1981, 39)

beschlossen:

Die Revision der beteiligten Stadt gegen 
das Urteil des Senats für Baulandsachen 
des Oberlandesgerichts Köln vom 30. Mai 
1983 - 7 U (Baul) 97/80 - wird nicht an­
genommen.

Die beteiligte Stadt trägt die Kosten des 
Revisionsverfahrens (§ 161 Abs. 1 BBauG,
§ 97 Abs. 1 ZPO).

Streitwert: 326.323 DM

G r ü n d e

Die Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutung 
(§ 554 b ZPO). Auch muß die Revision im Endergebnis er­
folglos bleiben.

1. Die Ermittlung der den Antragstellern gebührenden 
Entschädigung wirft keine neuen, über den Einzelfall 
hinausgehenden Fragen auf. In der Auswahl der Bewertungs- 
methode ist der Tatrichter grundsätzlich frei (BGHZ 83,
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61, 69). Er darf sich allerdings keines Bewertungsver- 
fahrens bedienen, das das Wertbild verzerrt (Senatsur­
teil vom 23. Juni 1983 - III ZR 39/82 « WM 1983, 997 
m.w.Nachw.). Er ist weder durch § 141 BBauG, noch durch 
die im Anschluß daran erlassene Wertermittlungsverord­
nung beschränkt (Senatsurteil vom 24. Januar 1966 - 
III ZR 15/65).

Entgegen der Ansicht der Revision führt im Streit­
fall das vom Berufungsgericht angewandte Ertragswert­
verfahren nicht zu einer Verzerrung des Wertbildes.Nach 
den nicht zu beanstandenden Feststellungen des Beru­
fungsgerichts beurteilt der gesunde Grundstücksverkehr 
zur Vermietung geeignete gewerblich nutzbare bebaute 
Grundstücke nach dem Ertragswert, nicht nach dem Sach­
wert; auch hat die Stadt im Sanierungsgebiet durchweg 
auf der Grundlage des Ertragswertes Entschädigung für 
bebaute Grundstücke geleistet, sofern der Sachwert 
nicht höher lag. Aus der Entscheidung des VII. Zivil­
senats des Bundesgerichtshofs vom 16. Juni 1977 (VII ZR 
2/76 = WM 1977, 1055, 1058) kann die Revision nichts 
für sich herleiten. Vielmehr ist dort ausdrücklich darauf 
hingewiesen worden, daß es auf die Besonderheiten des 
Einzelfalls ankommt.

2. Bei der Ermittlung des Verkehrswertes von Grund­
stücken ist der Richter weithin auf Schätzungen ange­
wiesen und die Anwendung des § 287 ZPO geboten. Das be­
deutet, daß der Tatrichter im Rahmen dieser Bestimmung 
befugt ist, die Annahme von den Parteien angebotener 
Beweise abzulehnen und ohne jede Beweiserhebung, selbst 
unter Berücksichtigung nicht vorgetragener Tatsachen 
über die Höhe der Entschädigung nach freiem Ermessen zu

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

befinden. Dabei wird jedoch vorausgesetzt, daß das von 
den Parteien Vorgebrachte gewürdigt ist und die Ableh­
nung der Beweise begründet wird, wobei freilich der 
Tatrichter noch in stärkerem Umfang als bei § 286 ZPO 
nicht auf jedes einzelne Vorbringen und auf jedes ein­
zelne Beweismittel einzugehen braucht. Doch muß seine 
Begründung erkennen lassen, daß eine sachentsprechende 
Beurteilung überhaupt stattgefunden hat und daß nicht 
wesentliche, die Entscheidung bedingende Momente außer 
acht gelassen worden sind (BGH WM 1965, 947/8). Hinzu 
kommt, daß auch bei der grundsätzlichen Anwendung des 
§ 287 ZPO der Tatrichter, weil er die die Entscheidung 
begründenden Tatsachen soweit als möglich festzuhalten hat, 
damit seine Schätzung der Wirklichkeit tunlichst nahe­
kommt, Tatsachen, die die Grundlage für die Ausübung 
des ihm eingeräumten Ermessens geben sollen, unter Her­
anziehung des § 286 ZPO festzustellen und zusammen mit 
ihrer Auswertung auch im Urteil darzulegen hat.

Diesen Anforderungen entspricht das Berufungsurteil.
Die von der Revision gegen die eingehend begründete 
Schätzung des ’'nachhaltig erzielbaren” Mietzinses hat 
der Senat geprüft und für unbegründet erachtet. Es mag 
sein, daß der Gewinn aus der auf dem Grundstück betriebe­
nen Schreinerei unter dem Bruttomietwert des Objekts lag. 
Daraus kann aber nichts gegen das vom Berufungsgericht 
gewonnene Ergebnis hergeleitet werden.

Auch im Hinblick auf die außerhalb des Verfahrens 
gezahlten Verlagerungskosten bestehen aus dem Gesichts­
punkt des Verbots der DoppelentSchädigung keine Bedenken 
(vgl. dazu Senatsurteil vom 26. Mai 1977 - III ZR 93 und 
109/75 = WM 1977, 1059, 1062). Auch hat das Berufungsge­
richt den Grundsatz der Vorteilsausgleichung nicht mißachtet.



3. Da auch im übrigen das angefochtene Urteil nicht 
auf einem durchgreifenden Rechtsfehler beruht, erweist 
sich die Revision der Stadt als erfolglos*

Krohn Kroner Boujong

Engelhardt Werp


	2,

	2,


